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Der Gesetzgeber hat mit dem im 
Juni dieses Jahres in Kraft getrete-
nen Gesetz zur Bekämpfung von 
Korruption im Gesundheitswesen 
vom 30. Mai 2016 [1] – das soge-
nannte Antikorruptionsgesetz – eine 
seit Anfang des Jahrtausends ge-
führte rechtliche, politische und ge-
sellschaftliche Diskussion beendet.

Das Gesetz hatte bereits während 
des Gesetzgebungsverfahrens für 
erhebliche Verunsicherungen und 
leidenschaftlich geführte Ausein-
andersetzungen aufseiten aller Be-
teiligten geführt.

Der von vielen Beteiligten herauf-
beschworene Untergang der sinnvol-
len und erforderlichen Zusammen-
arbeit zwischen Unternehmen der 
Pharma- und Medizinproduktein-
dustrie auf der einen und Angehöri-
gen der Heilberufe auf der anderen 
Seite ist bisher noch nicht eingetre-
ten. Abseits von unnötiger Panik und 
Resignation können auch zukünftig 
die medizinisch und wissenschaftlich 
sinnvollen Kooperationen zwischen 
Industrieunternehmen und Ange-
hörigen der Heilberufe stattfi nden.

I. Die bisherige Aufarbeitung der 
Korruptionsstrafbarkeit 

Die rechtliche Aufarbeitung der 
Zusammenarbeit zwischen Indus-
trieunternehmen und Fachkreisan-
gehörigen ist in der Bundesrepublik 

seit den 1980er-Jahren im Wesentli-
chen in „drei Wellen“ erfolgt.

Zunächst gab es in den 1980er- 
Jahren – in der ersten Welle – erste 
gerichtliche Klarstellungen zur zuläs-
sigen Zusammenarbeit im Laborbe-
reich durch die sogenannten „Rönt-
genkontrastmittelentscheidungen“.

Die strafrechtliche Bewertung der 
Zusammenarbeit mit Amtsträgern, 
etwa Klinikärzten, die an öffentli-
chen medizinischen Einrichtungen 
angestellt oder beamtet sind, gilt 
seit dem sogenannten „Herzklap-
penskandal“ in den 1990er-Jahren 
und den diesbezüglichen Gerichts-
entscheidungen – zweite Welle – als 
geklärt. Die Auseinandersetzungen 
dazu sind imgrunde – bis auf Kor-
rekturen in Detailfragen – mehr 
oder weniger verstummt.

In der „dritten Welle“ rechtlicher 
Aufarbeitung von Kooperationsbe-
ziehungen ist nunmehr die Frage der 
Zusammenarbeit zwischen niederge-
lassenen Ärzten und Unternehmen 
der Pharma- und Medizinprodukte-
industrie auf die Tagesordnungen 
von Staatsanwaltschaften und Straf-
gerichten gelangt. Seit 2005 war sie 
bereits Gegenstand der theoreti-
schen Diskussion in der juristischen 
Literatur. Sie hat aber durch erste 
Verurteilungen niedergelassener 
Ärzte im Jahr 2010 und eine klarstel-
lende Entscheidung des Bundesge-
richtshofs (BGH) im Jahr 2012 noch 
eine zusätzliche Würze erhalten.

II. Die Entstehungsgeschichte des 
Antikorruptionsgesetzes 2016

1. Der Beschluss des 

Großen Senats für Strafsachen

Der Große Senat für Strafsachen 
(GSSt) des Bundesgerichtshofs (BGH) 
hatte im Jahr 2012 klargestellt, dass 
die Korruptionsdelikte des Strafrechts 
nicht auf niedergelassene Ärzte, die 
am System der vertragsärztlichen Ver-
sorgung in der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) teilnehmen, an-
wendbar sind. Der Beschluss des BGH 
beendete damit die zuvor lange und 
heftig geführte Diskussion der Frage, 
ob niedergelassene Ärzte bei der 
Zusammenarbeit mit Unternehmen 
der Pharma- und Medizinprodukte-
industrie ggf. korruptionsstrafrechtlich 
sanktioniert werden können. Diese 
Entscheidung gab den beteiligten 
Ärzten und Mitarbeitern in den In-
dustrieunternehmen zwar zunächst 
Rechtssicherheit in Bezug auf das Kor-
ruptionsstrafrecht. Aus heutiger Sicht 
war sie aber nur der Anstoß für eine 
schon seit Längerem notwendige An-
passung des Strafrechts.

2. Die rechtspolitische Diskussion 

in den folgenden Jahren

Zwar hatte der BGH mit seiner Ent-
scheidung aus dem Jahr 2012 letzt-
endlich die rechtlich stringentere Ar-
gumentation bestätigt und die Straf-
barkeit von Vertragsärzten gemäß 
§  299 StGB abgelehnt. Es war aber 
absehbar, dass bald eine rechtspoli-
tische Diskussion um die Schließung 
dieser Lücke beginnen würde.

Recht § Regularien
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Zu welchem Ergebnis hatte das 
Urteil geführt? Angestellte und be-
amtete Ärzte in öffentlichen und 
privaten Krankenhäusern konnten 
sich bei der Annahme von Vortei-
len durch Industrieunternehmen 
im Zusammenhang mit der Verord-
nung und Auswahl von Arzneimit-
teln und Medizinprodukten straf-
bar machen. Niedergelassene Ärzte 
gingen bei gleichem Verhalten kor-
ruptionsstrafrechtlich strafl os aus. 
Da beide Ärztegruppen letztend-
lich im Wesentlichen aus Mitteln 
der GKV vergütet werden, ent-
brannte alsbald die rechtspolitische 
Diskussion um die Schließung dieser 
Strafbarkeitslücke.

Dass eine Schließung dieser 
Strafbarkeitslücke rechtspolitisch 
sinnvoll und letztendlich nicht zu 
verhindern ist, war von Anfang an 
gewiss. Bei neutraler Betrachtung 
abseits jedweder Klientelpolitik 
ist es aus Sicht des Bürgers auch 
schwer nachvollziehbar, warum der 
Klinikarzt und der Vertragsarzt bei 
gleichem Verhalten korruptions-
strafrechtlich völlig unterschiedlich 
beurteilt werden, wo doch beide 
Gruppen letztendlich zum Großteil 
vom staatlichen Gesundheitssystem 
vergütet werden.

Die Politik hat die entbrannte 
rechtspolitische Diskussion um die 
Strafbarkeit von Vertragsärzten als-
bald aufgenommen und in Form von 
Gesetzesentwürfen aufgegriffen.

3. Das Gesetzgebungsverfahren

Wie in solchen Fällen üblich, 
wurden über die Zeit verschiedene 
Gesetzesentwürfe entwickelt, die 
kontrovers diskutiert wurden. 
Neuwahlen des Bundestages ha-
ben dabei zu einer Verzögerung 
geführt. Anfang des Jahres 2016 
hatten einige Beteiligten schon gar 
nicht mehr mit dem Inkrafttreten 
in diesem Jahr und damit vielleicht 
sogar in dieser Legislaturperiode 
gerechnet.

Doch dann ging alles sehr schnell: 
Nach einem entsprechenden Be-
schluss durch den Deutschen Bundes-
tag am 14. April 2016 wurde der Ge-
setzesentwurf am 13. Mai 2016 auch 
vom Bundesrat gebilligt. Einen Tag 
nach der Veröffentlichung des Geset-

zes zur Bekämpfung von Korruption 
im Gesundheitswesen vom 30. Mai 
2016 im Bundesanzeiger vom 3. Juni 
2016 ist es in Kraft getreten.

III. Das Antikorruptionsgesetz 
2016 im Detail

Verlassen wir die spannende Ent-
wicklungsgeschichte und wenden 
uns der neuen geltenden Rechts-
lage für eine Vielzahl von Gesund-
heitsberufen zu. Grundsätzlich lässt 
sich das Antikorruptionsgesetz in 
zwei Teile gliedern, die in getrenn-
ten Straftatbeständen die Nehmer-
seite (§ 299a StGB) und die Geber-
seite (§ 299b StGB) erfassen.

1. Der § 299a StGB – die 

Nehmerseite

Nach § 299a StGB kann sich auf 
der Nehmerseite strafbar machen, 
wer für die unlautere Bevorzugung 
im Wettbewerb einen Vorteil an-
nimmt, fordert oder sich verspre-
chen lässt …
 –  bei der Verordnung von Arznei-, 
Heil- oder Hilfsmitteln oder von 
Medizinprodukten,

 – bei dem Bezug von Arznei- oder 
Hilfsmitteln oder von Medizinpro-
dukten, die jeweils zur unmittelba-
ren Anwendung durch den Heilbe-
rufsangehörigen oder einen seiner 
Berufshelfer bestimmt sind, oder

 –  bei der Zuführung von Patienten 
oder Untersuchungsmaterial.

1a. Verordnung

Der Begriff der Verordnung soll 
nach dem Willen des Gesetzgebers 
dabei nicht nur die reine Verschrei-
bung von Arzneimittel, Medizinpro-
dukten sowie Heil- und Hilfsmitteln 
erfassen, sondern auch alle Tätigkei-
ten, die mit dem eigentlichen Ver-
ordnen in einem engen Zusammen-
hang stehen. Als Beispiel kann hier 
die Übersendung einer Verordnung 
an einen anderen Leistungserbringer 
genannt werden.

1b. Heilberufl iche 

Bezugsentscheidung

Eine heilberufl iche Bezugsentschei-
dung liegt nur dann vor, wenn es sich 
um Arzneimittel, Hilfsmittel oder 

Medizinprodukte handelt, die zur un-
mittelbaren Anwendung durch den 
Heilberufsangehörigen oder seine 
Berufshelfer bestimmt sind. Diese Tat-
handlung erfasst denjenigen Bezug 
von Arzneimitteln, Hilfsmitteln oder 
Medizinprodukten, die nicht zunächst 
ärztlich verordnet werden, sondern 
ohne eine solche Verordnung direkt 
beim oder am Patienten angewendet 
werden. Ausreichend ist, wenn ein or-
ganisatorisch und weisungsgebunden 
in die Tätigkeit des Heilberufsangehö-
rigen eingebundener Berufshelfer die 
Anwendung vornimmt. Beispielhaft 
können hier Prothesen oder Implan-
tate oder unmittelbar angewendete 
Arzneimittel genannt werden.

Die übrigen Begriffsbestimmun-
gen sind den jeweiligen Spezialge-
setzen entnommen: 
 – Arzneimittel gemäß § 2 Arznei-
mittelgesetz

 –  Medizinprodukt gemäß § 3 Medi-
zinproduktegesetz

 –  Heil- und Hilfsmittel gemäß §§ 32 
und 33 des Fünften Sozialgesetz-
buchs.

1c. Zuführungen

Diese Tatbestandshandlung hat 
zwei Fallgruppen.

Einerseits die Zuweisung von Pa-
tienten. Hierbei kann ein Einwirken 
auf den Patienten bei seiner Aus-
wahl eines Arztes oder eines sonsti-
gen Leistungserbringers verstanden 
werden. Relevant kann dies bei Zu-
weisungen in Krankenhäuser, Über-
weisungen an Fachärzte oder bei 
allgemeinen Verweisungen oder 
Empfehlungen werden.

Andererseits ist auch die Zufüh-
rung von Untersuchungsmaterial 
erfasst. Hierbei geht es insbeson-
dere um die Weiterleitung von Pro-
ben (Blut, Urin etc.) zur Durchfüh-
rung von Laboruntersuchungen.

1d. Der mögliche Täterkreis

Der mögliche Täterkreis des § 299a 
StGB (Nehmerseite) ist aufgrund der 
Wahl des Begriffs des „Angehörigen 
eines Heilberufes“ weit gefasst. Er 
erstreckt sich dadurch nicht nur auf 
(niedergelassene) Ärzte, sondern 
auf sämtliche Angehörigen eines 
Heilberufes, der für die Berufsaus-
übung oder die Führung der Berufs-
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bezeichnung eine staatlich gere-
gelte Ausbildung erfordert.

Damit sind folgende Berufsgrup-
pen grundsätzlich taugliche Täter: 
Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, Psycho-
logische Psychotherapeuten, Kin-
der- und Jugendlichenpsychothera-
peuten, Gesundheitsfachberufe wie 
z. B. Gesundheits- und Krankenpfle-
ger, Ergotherapeuten, Logopäden, 
Physiotherapeuten, Diätassistenten, 
medizinisch-technische Assistenten, 
Rettungsassistenten und pharma-
zeutisch-technische Assistenten, de-
ren Ausbildung ebenfalls gesetzlich 
geregelt ist. Einen akademischen 
Abschluss muss die Ausbildung nicht 
erfordern.

Apotheker sind zwar aufgrund 
des Begriffs „Angehörige eines Heil-
berufs“ theoretisch vom Täterkreis 
umfasst. Aufgrund der Formulierung 
in § 299 a Nr. 2 („bei dem Bezug von 
Arzneimitteln, die  zur unmittelbaren 
Anwendung durch den Heilberufsan-
gehörigen bestimmt sind“) sind sie in 
der Praxis nicht erfasst, da sie im Üb-
rigen keine Verordnungen ausstellen 
oder Patienten und Untersuchungs-
material zuweisen können.

Ebenfalls sind Großhändler nicht 
erfasst, denn sie sind keine Heilbe-
rufsangehörigen.

2. Der § 299b StGB – die 

Geberseite

2a. Die Tathandlungen

Der spiegelbildliche § 299b StGB 
stellt die entsprechenden Geber-
handlungen, d. h. das Anbieten, 
Versprechen oder Gewähren eines 
Vorteils für die unlautere Bevorzu-
gung bei einer der zuvor genannten 
Tathandlungen unter Strafe.

2b. Der mögliche Täterkreis

Auf der Geberseite (§ 299b StGB) 
gestaltet es sich bei der Frage der 
möglichen Täter etwas anders. Hier 
kann grundsätzlich jeder Täter sein.

Auch Großhändler oder pharma-
zeutische Unternehmen sind er-
fasst. Dies gilt jedoch aufgrund der 
Formulierung der Tathandlungen 
nicht in ihrer Verbindung zu den 
Apothekern, denn diese beziehen 
die Arznei-, Heil- oder Hilfsmittel 
oder Medizinprodukte zwar, wen-

den sie jedoch nicht unmittelbar 
an.

Zu beachten ist auf der Geber-
seite aber, dass auch Apotheker ih-
rerseits sehr wohl faktisch Vorteile 
anbieten, versprechen oder gewäh-
ren können, sodass sie auf Geber-
seite Täterqualität haben können. 
Dies wird etwa bei der Auswahl 
von Apotheken z.B. im Bereich der 
Zytostatika-Zubereitungen beson-
ders relevant werden.

3. Vorteilsbegriff

Der Vorteilsbegriff in den neuen 
Paragrafen 299a und 299b StGB 
knüpft an die Rechtsprechung des 
BGH zu den Vorteilen im Rahmen 
der Amtsträgerdelikte an. Dieser 
Vorteilsbegriff ist weit zu verste-
hen und erfasst sowohl materielle 
als auch immaterielle Vorteile.

Materielle Vorteile können bei-
spielsweise sein: Geldzahlungen 
(Honorare, Rabatte, Darlehen), 
Vermögens- und Gewinnbeteili-
gungen, Urlaubsreisen, Einladun-
gen zu Kongressen und Bewirtun-
gen, Geschenke, Verschaffung von 
Verdienstmöglichkeiten (Abschluss 
von Verträgen etc.).

Immaterielle Vorteile sind bei-
spielsweise der Zugang zu Ämtern 
und Ehrungen, die Möglichkeit re-
putationsfördernder Publikationen 
oder Vorträge.

Es genügt dabei, wenn der Vortei-
leempfänger ein Dritter ist, etwa ein 
Lebenspartner des Angehörigen ei-
nes Heilberufes oder ein Unterneh-
men, das ihm zuzurechnen ist.

4. Die Unrechtsvereinbarung

Der Vorteil muss dabei als Gegen-
leistung für eine unlautere Bevor-
zugung eines Anbieters im Wettbe-
werb erfolgen. Die Nachweisbarkeit 
des Vorliegens einer derartigen Un-
rechtsvereinbarung, d.h. der Nach-
weis der Verknüpfung von unzuläs-
sigem Vorteil und Gegenleistung, 
wird in der Praxis sicherlich die 
größte Hürde sein.

Unter einer solchen strafbaren Un-
rechtsvereinbarung versteht der Ge-
setzgeber eine Absprache dahinge-
hend, dass der Vorteil als Gegenleis-
tung für eine zumindest intendierte 
unlautere Bevorzugung im Wettbe-

werb gefordert, versprochen oder 
angenommen wird.

Wichtig zu wissen ist, dass kein Er-
folgseintritt für die Strafbarkeit erfor-
derlich ist. Es muss also nicht zu einer 
unzulässigen Bevorzugung oder eines 
Erhalts des Vorteils gekommen sein.

Es reicht also aus, wenn eine Tat-
handlung auf Geber- oder Nehmer-
seite vorgenommen wird. So führt 
beispielsweise das bloße Angebot 
eines Pharmareferenten an einen 
Arzt, diesem bei Umstellung auf die 
Präparate des Unternehmens einen 
Vorteil zu gewähren, schon zur Straf-
barkeit des Pharmareferenten. Der 
Arzt, dem dieser Vorteil angeboten 
wurde, muss das Angebot nicht an-
genommen haben.

Die Unrechtsvereinbarung muss 
nicht zwingend schriftlich erfolgt 
sein. Mündliche Abreden oder still-
schweigende Übereinkünfte sind 
grundsätzlich ausreichend. In den 
letztgenannten Fällen ist die Beweis-
barkeit jedoch eingeschränkt.

Nicht ausreichend für die Begrün-
dung einer Strafbarkeit ist es aber, 
einen Vorteil lediglich anzunehmen, 
ohne dafür eine Gegenleistung in 
Form einer Bevorzugung zu erbrin-
gen. Auch die Vorteilsgewährung zur 
Gewinnung des Wohlwollens eines 
Angehörigen eines Heilberufes ist 
nicht ausreichend. Dies ist übrigens 
ein bedeutender Unterschied zu den 
Amtsträgerdelikten, die auch die „Be-
ziehungspflege“ unter Strafe stellen.

Es gibt aber einen großen Graube-
reich, in dem rechtliches Geschick und 
unternehmerische Entscheidung ge-
fragt sind. So kann nicht ausgeschlos-
sen werden, dass großzügige einsei-
tige Leistungen (d.h. ohne Gegenleis-
tung) eines Industrieunternehmens 
bei den Strafverfolgungsbehörden 
die Vermutung einer Unrechtsverein-
barung aufkommen lassen. Daher ist 
nach Ansicht des Autors zukünftig ins-
besondere bei einseitigen Leistungen 
wie Einladung zu Fort- und Weiterbil-
dungsveranstaltungen im Ausland mit 
Reise- und Übernachtungsangebot, 
aufwendige Bewirtungen und groß-
zügigen Geschenken Vorsicht gebo-
ten. Da hier grundsätzlich die Gegen-
leistung des Vertragsarztes fehlt, wird 
bei den Strafverfolgungsbehörden die 
berechtigte Frage aufkommen, wa-
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rum ein Industrieunternehmen einen 
solch großzügigen Vorteil gewährt.

IV. Die Bedeutung für 
praxisrelevante 
Kooperationsformen

Bedeutsam werden die neuen 
Vorschriften zukünftig für sämtli-
che Kooperationsformen, bei denen 
ausdrücklich oder stillschweigend 
für eine der beschriebenen Tathand-
lungen ein zusätzlicher materieller 
oder immaterieller Vorteil involviert 
ist. Erfasst sind damit die typischen 
„wenn Du (...) machst, bekommst 
Du (...)“ Vereinbarungen.

Nicht strafbar sind auch zukünf-
tig Kooperationen mit äquivalenten 
Leistungs-Gegenleistungs-Verhält-
nissen und die Vorteilsgewährung 
im Rahmen zulässiger beruflicher 
Kooperationen.

Nicht strafbar sind auch branchen-
übliche und allgemein gewährte Ra-
batte und Skonti, welche allgemein 
gegenüber jedermann angeboten 
werden. Dies gilt auch für sozial-
adäquate Einladungen zu Fort- und 
Weiterbildungsveranstaltungen oder 
für Bewirtungen im Rahmen von Ar-
beitsessen.

Dies gilt aber beispielsweise nicht, 
wenn eine Kooperationsvereinbarung 
nur zum Schein abgeschlossen wird, 
etwa um das berufsrechtliche Verbot 
von Zuweisungen oder Verordnungen 
gegen Entgelt zu umgehen und Beste-
chungszahlungen zu verschleiern.

Zukünftig ist also bei Kooperati-
onsformen, die mit anderen Koope-
rationsformen verbunden werden 
sollen, sorgfältig zu prüfen, ob diese 
Verknüpfung als Unrechtsvereinba-
rung zu werten sein könnte.

Im Laufe des Gesetzgebungsver-
fahrens ist deutlich geworden, dass 
der Gesetzgeber insbesondere die 
Verdienstmöglichkeiten der Ange-
hörigen der Heilberufe im Rahmen 
der beruflichen Zusammenarbeit 
im Visier hat, wie etwa vergütete 
Anwendungsbeobachtungen, Betei-
ligungen an Unternehmen, die Zu-
weisung von Untersuchungsmaterial 
zur Durchführung von Laborunter-
suchungen. Hier ist zukünftig beson-
dere Sorgfalt angebracht.

V. Zusammenfassung und 
Ausblick

Nun ist einer der letzten weißen 
Flecken auf der Karte der Korrupti-
onsstrafbarkeit verschwunden. Die in 
diesem Beitrag im Überblick darge-
stellten neuen Vorschriften erfordern 
zukünftig auch bei der Zusammenar-
beit mit niedergelassen Ärzten und 
mit anderen Angehörigen der Heil-
berufe erhöhte Aufmerksamkeit.

Diese Aufmerksamkeit sollte bei 
Industrieunternehmen und Ange-
hörigen der Heilberufe aber nicht in 
Panik oder Resignation umschlagen. 
Da bei der Strafbarkeit nach §§ 299a 
und 299b StGB aber immer eine Un-
rechtsvereinbarung erforderlich ist, 
entsteht Strafbarkeit nicht so leicht 
wie beispielsweise bei den Amtsträ-
gerdelikten.

Letztendlich sind alle von den 
§§  299a und 299b StGB erfassten 
Handlungen auch schon zuvor unzu-
lässig gewesen, etwa aufgrund von 
§ 7 Heilmittelwerbegesetz (HWG), 
§ 128 Sozialgesetzbuch (SGB) Fünftes 
Buch (V) (SGB V) oder sonstiger sozial-
versicherungsrechtlicher Vorschriften 
und den Regelungen des ärztlichen 
Standesrechts in den Berufsordnun-
gen der Landesärztekammern. Neu 
ist aber, dass das Antikorruptionsge-
setz diese schon bisher unzulässigen 
Handlungen zum Straftatbestand 
aufgewertet hat.

Nichtsdestotrotz ist dies kein Frei-
brief, denn noch ist unklar, wann denn 
eine solche Unrechtsvereinbarung an-
zunehmen ist. Umso mehr rät der Au-
tor zu einer maßvollen und angemes-
sen Kooperation, wie sie schon seit 
Langem beispielsweise von den Selbst-
regulierungsvereinen der Pharmain-
dustrie, – AKG Arzneimittel und Ko-
operation im Gesundheitswesen e.V. 
und FSA Freiwillige Selbstkon trolle für 
die Arzneimittelindustrie e.V. –, aber 
auch durch den Bundesverband Medi-
zintechnologie e.V. (BVMed) auf Medi-
zintechnikseite gefordert werden. Die 
Verhaltenskodices dieser Verbände 
behandeln aus guten Gründen schon 
seit Langem Klinikärzte und niederge-
lassene Ärzte gleich. Wahrscheinlich 
hat man dort die nur schwer begründ-
bare Ungleichbehandlung bei den 
Korruptionsstraftatbeständen schon 

vorausgesehen. Unternehmen, die 
Mitglied dieser Vereine sind, sind also 
zukünftig gut gerüstet und haben 
wahrscheinlich nur wenig Anpassungs-
bedarf im Unternehmen.

Die Umsetzung dieser neuen Straf-
tatbestände im Unternehmen wird 
eine herausfordernde Zeit für alle Be-
teiligten – für Vertragsärzte genauso 
wie für Unternehmensmitarbeiter. 
Die bisherigen Kooperationsformen 
sämtlich einzustellen wäre sicherlich 
die sicherste, wenngleich auch die 
schädlichste Lösung für beide Seiten. 
Viele Kooperationsformen zwischen 
Industrie und Ärzten sind notwendig 
und wichtig, beispielsweise, solange 
die GKV selbst nicht ausreichend in die 
Aus- und Weiterbildung der Vertrags-
ärzte investiert.

Nehmen Sie die Herausforderung 
an, die Balance zwischen notwendi-
ger Zusammenarbeit mit Vertrags-
ärzten und Klinikärzten auf der einen 
Seite und der unzulässigen Beeinflus-
sung bei der Therapie- und Behand-
lungsentscheidung zu finden. Sie ist 
möglich und schafft Raum für viele 
medizinisch-wissenschaftlich sinnvolle 
Kooperationen im Sinne des Patien-
tenwohls. Dieses Patientenwohl hatte 
der Gesetzgeber letztendlich mit dem 
Gesetzesentwurf im Blick.
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„Kostenloser Bürgerzugang > Bundesgesetzblatt Teil 

I > 2016 > Nr. 25” (letzter Abruf: 10.10.2016).
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